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Planfeststellung; 

hier: Öffentliche Bekanntmachung 

 
Bezirksregierung Detmold 

Az.: 25.4-36.00-3/20 

 

Detmold, den 15. Dezember 2025 

 

Planfeststellungsverfahren: Ersatzneubau der 110-

kV-Hochspannungsfreileitung Punkt Heithöfen – 

Punkt Lemförde (Bl. 1474) Planungsabschnitt in 

Nordrhein-Westfalen; Auslegung der Planunterla-

gen und Beteiligung der Öffentlichkeit 

 

I. Antragsteller/zuständige Behörde/Wesentlicher 

Inhalt der Planung/UVP-Pflicht 

 

Die Westnetz GmbH, Florianstr. 15-21, 44139 Dort-

mund, hat für das o. a. Vorhaben bei der Bezirksre-

gierung Detmold die Planfeststellung gem. §§ 43 ff. 

des Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbin-

dung mit den §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (VwVfG 

NRW) beantragt. 

Das Vorhaben betrifft die 110-kV-Hochspannungs-

freileitung Punkt (Pkt.) Heithöfen – St. Hülfe, Bau-

leitnummer (Bl. 0205), deren Errichtung bundeslän-

derübergreifend in Nordrhein-Westfalen (NRW) 

und in Niedersachsen (Nds.) im Jahr 1955 erfolgte. 

Diese Bestandsleitung (Bl. 0205) soll im Abschnitt 

zwischen dem Pkt. Heithöfen und dem Pkt. 

Lemförde überwiegend trassengleich als 110-kV-

Hochspannungsfreileitung erneuert werden und die 

Bezeichnung 110-kV-Hochspannungsfreileitung 

Pkt. Heithöfen – Pkt. Lemförde (Bl. 1474) erhalten. 

Die bestehende Freileitung sei altersbedingt und 

auch im Hinblick auf die zukünftig benötigten Über-

tragungserfordernisse für einen langfristigen Betrieb 

nicht mehr geeignet. Die Maßnahme sei erforderlich, 

um langfristig die Versorgungssicherheit sowie die 

Übertragungserfordernisse im 110-kV-Verteilnetz 

ausreichend gewährleisten zu können und eine 

Stromversorgung sicherzustellen, die gemäß den 

Vorgaben des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 

möglichst sicher, preisgünstig, verbraucherfreund-

lich, effizient und umweltverträglich ist. 

Der für den Ersatzneubau vorgesehene ca. 18 km 

lange Hochspannungsfreileitungsabschnitt verläuft 

bundesländerübergreifend ca. 11 km in NRW und 

ca. 7 km in Niedersachsen. Die folgenden Maßnah-

men sind im nordrhein-westfälischen Abschnitt er-

forderlich: 

 

• Bl. 1474, Bl. 1399, Bl 0753, 0205: Herstellung des 

in NRW befindlichen Abschnitts der Leitungsanbin-

dung am Pkt. Heithöfen von Mast Nr. 31 der Bl. 

1399 (Nds.) zum Mast Nr. 1 der Bl. 1474 und De-

montage des Mastes Nr. 45 der Bl. 0753 einschließ-

lich des Spannfelds zum Mast 1 der Bl. 0205 und 

dem in NRW befindlichen Spannfeldanteil zum 

Mast Nr. 31 der Bl. 1399   

 

• Bl. 1474: Neubau von 34 Masten inkl. Zubeseilung 

für zwei 110-kV-Stromkreise  

 

• Bl. 0205: Demontage des bestehenden Freilei-

tungsabschnittes mit insgesamt 53 Masten  

 

• Änderung der Leitungsanbindung des Windparks 

(WP) Tiefenriede (Folgemaßnahme)  
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o Herstellung eines temporären einsystemi-

gen 110-kV-Provisorium mittels Baueinsatzkabel 

(BEK) zwischen Mast Nr. 35 (Bl. 0205) und Portal 

der UA Tiefenriede (Länge rd. 60 m)  

o Rückbau des vorhandenen Windparkan-

schlusses (1 Stromkreis) ausgehend vom Mast/Portal 

Nr. 35A bis zum Portal P002 der UA des Windparks 

Tiefenriede 

o Herstellung des Anschlusses des Wind-

parks Tiefenriede mit einem Stromkreis ausgehend 

vom Mast Nr. 23 der Bl. 1474 zum Portal der UA 

des Windparks Tiefenriede 

 

Von der Realisierung der Maßnahme sind folgende 

Gemeinden (Gemarkungen) in NRW betroffen: 

• Preußisch Oldendorf (Schröttinghausen) 

• Stemwede (Levern, Sundern, Arrenkamp, Haldem) 

 

Für das Vorhaben besteht gemäß § 7 Abs. 3 des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) eine Pflicht zur Durchführung einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung, da die Vorhabenträge-

rin diese beantragt und das Entfallen der Vorprüfung 

durch die zuständige Behörde als zweckmäßig er-

achtet wurde. Diese Entscheidung ist nicht selbst-

ständig anfechtbar. 

 

Nähere Informationen können direkt den auszule-

genden Planunterlagen entnommen werden. 

 

Überblick der eingereichten Planunterlagen: Erläu-

terungsbericht, Übersichtspläne, Schemazeichnun-

gen der Masten, Masttabelle, Schemazeichnungen 

der Fundamente, Fundamenttabelle, Lagepläne, 

Rechtserwerbsverzeichnisse, Kreuzungsverzeichnis, 

Nachweise über die Einhaltung der magnetischen 

und elektrischen Feldstärkewerte, Pläne zur Mini-

mierungsprüfung gem. 26 BImSchVVwV, Umwelt-

studie mit UVP-Bericht und Landschaftspflegeri-

schen Begleitplan, Artenschutzbeitrag, Fachbeitrag 

zur Wasserrahmenrichtlinie, Fachbeitrag Grundwas-

ser und Dokumentation der Oberbodenuntersuchung 

im Vorfeld des Rückbaus der Maststandorte. 

 

Begleitend zur Auslage der Planfeststellungsunterla-

gen bietet die Westnetz GmbH eine Sprechstunde an. 

Sollten Sie Fragen zu den eingereichten Planungen 

haben, können Sie sich unter den folgenden Kontakt-

daten melden: Frau Meike Beckmann, Tel.: +49 231 

4386789,  

meike.beckmann@westnetz.de.  

Beachten Sie, dass es sich hierbei um ein rein infor-

matorisches Serviceangebot handelt; rechtswirk-

same Einwendungen/Stellungnahmen sind daher 

nicht an die Vorhabenträgerin, sondern ausschließ-

lich an die unter III. genannten Möglichkeiten zu 

richten. 

 

II. Zugangsmöglichkeit/Auslegung der Planunterla-

gen 

 

Die nach § 73 Abs. 3 Satz 1 VwVfG NRW und § 19 

Abs. 2 UVPG angeordnete Auslegung der Antrags-

unterlagen wird gemäß § 43a Satz 2 EnWG durch die 

unten genannten Zugangsmöglichkeiten im Internet 

bewirkt. Die digitalen Planunterlagen inklusive der 

entscheidungserheblichen Unterlagen über die Um-

weltbelange (Zeichnungen und Erläuterungen) ste-

hen in der Zeit 

 

vom 20.01.2026 bis 19.02.2026 (einschließlich) 

 

unter den o. a. Namen des Planfeststellungsverfah-

rens zur allgemeinen Einsicht zur Verfügung: 

 

• https://www.bezreg-detmold.nrw.de/laufende-

planfeststellungsverfahren  

(dort unter: Energie-leitungen) 

• https://beteiligung.nrw.de/portal/brdt/beteili-

gung/themen 

 

• https://www.uvp-verbund.de 

 

Auf Verlangen eines Beteiligten, das während der 

Dauer der Auslegung an die zuständige Behörde zu 

richten ist, wird gemäß § 43a Satz 3 EnWG eine al-

ternative, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 

zur Verfügung gestellt; dies ist in der Regel die 

Übersendung eines gängigen elektronischen Spei-

chermediums, auf dem die auszulegenden Unterla-

gen gespeichert sind. Hierfür ist rechtzeitig ein An-

trag bei der Anhörungsbehörde (Bezirksregierung 

Detmold, Dezernat 25, Leopoldstraße 15, 32756 

Detmold, E-Mail:  

PFV25@bezreg-detmold.nrw.de 

zu stellen.  

 

III. Einwendungen/Stellungnahmen und weitere 

Hinweise 

 

(1) Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben be-

rührt werden, kann bis spätestens einen Monat nach 

Ablauf der Auslegungsfrist (§ 21 Abs. 1 und 2 

UVPG i.V.m. § 73 Abs. 4 VwVfG NRW), also bis 

zum  

 

19.03.2026 (einschließlich) 

 

Einwendungen gegen den Plan erheben. Die Ein-

wendung muss den geltend gemachten Belang und 

das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Um eine rechtssichere Rückmeldung im Verwal-

tungsverfahren zu ermöglichen, muss die Einwen-

dung leserlich, mit einem vollständigen Namen und 

einer eindeutigen Anschrift versehen sein. Hierfür 

stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

• Beteiligung NRW:  

https://beteiligung.nrw.de/portal/brdt/beteili-

gung/themen 

 

• E-Mail:  

PFV25@bezreg-detmold.nrw.de 

 

mailto:meike.beckmann@westnetz.de
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/laufende-planfeststellungsverfahren
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/laufende-planfeststellungsverfahren
https://beteiligung.nrw.de/portal/brdt/beteiligung/themen
https://beteiligung.nrw.de/portal/brdt/beteiligung/themen
https://www.uvp-verbund.de/
mailto:PFV25@bezreg-detmold.nrw.de
https://beteiligung.nrw.de/portal/brdt/beteiligung/themen
https://beteiligung.nrw.de/portal/brdt/beteiligung/themen
mailto:PFV25@bezreg-detmold.nrw.de
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• E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur 

(poststelle@brdt.sec.nrw.de)  

oder De-Mail  

(poststelle@brdt-nrw.de-mail.de)  

an die Bezirksregierung Detmold (Beachten Sie in 

diesen Fällen die weiteren Hinweise unter  

https://www.bezreg-detmold.nrw.de/service/kon-

takt).  

 

• Einwendungen können zudem über ein besonderes 

elektronisches Postfach (beA, beN, eBO) an das be-

sondere elektronische Behördenpostfach (beBPo) 

der Bezirksregierung Detmold übermittelt werden. 

• schriftlich oder – möglichst nach vorheriger Ter-

minabsprache - zur Niederschrift bei der Bezirksre-

gierung Detmold (Dezernat 25, Leopoldstraße 15, 

32756 Detmold), bei der Stadt Preußisch Oldendorf 

(Rathausstraße 3, 32361 Preußisch Oldendorf) oder 

der Gemeinde Stemwede (Amtshausplatz 1, 32351 

Stemwede) 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbe-

stätigung erfolgt. 

 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendun-

gen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Ti-

teln beruhen, für dieses Verwaltungsverfahren aus-

geschlossen. Dies gilt auch für Einwendungen und 

Stellungnahmen der Vereinigungen. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 

auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 

vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 

werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 

einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeich-

ner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übri-

gen Unterzeichner zu bezeichnen. Anderenfalls kön-

nen diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Die Behörde kann ferner gleichförmige Eingaben in-

soweit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ih-

ren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich 

angegeben haben. Endet die Vertretungsmacht des 

Vertreters, so kann die Behörde die nicht mehr Ver-

tretenen auffordern, innerhalb einer angemessenen 

Frist einen gemeinsamen Vertreter zu bestellen. Sind 

mehr als 50 Personen aufzufordern, so kann die Be-

hörde die Aufforderung gemäß § 72 Abs. 2 VwVfG 

NRW öffentlich bekanntmachen. Wird der Auffor-

derung nicht fristgemäß entsprochen, so kann die 

Behörde von Amts wegen einen gemeinsamen Ver-

treter bestellen. 

 

(2) Diese Bekanntmachung dient auch der Benach-

richtigung der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 S. 5 

VwVfG NRW von der Auslegung des Plans. Etwa-

ige Einwendungen oder Stellungnahmen sind bei der 

in dieser Bekanntmachung bezeichneten Stelle in-

nerhalb der Einwendungsfrist vorzubringen. 

 

(3) Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung 

der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Ein-

wendungen verzichten (§ 43a Satz 1 Nr. 3 EnWG). 

Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich 

bekannt gemacht werden. Ferner werden diejenigen, 

die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. 

bei gleichförmigen Einwendungen wird der Vertre-

ter, von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 

VwVfG NRW). Sind mehr als 50 Benachrichtigun-

gen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche 

Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 

möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 

schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Ak-

ten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte-

rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erör-

terungstermins beendet. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 

(4) Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Er-

hebung von Einwendungen und Stellungnahmen, 

Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertre-

terbestellung entstehende Kosten werden nicht er-

stattet. 

 

(5) Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht 

in der Planfeststellung dem Grunde nach zu ent-

scheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, 

sondern in einem gesonderten Entschädigungsver-

fahren behandelt. 

 

(6) Über die Einwendungen und Stellungnahmen 

wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 

durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die 

Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbe-

schluss) an die Einwender und diejenigen, die eine 

Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffent-

liche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 

als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 

(7) Vom Beginn der Auslegung des Plans tritt die 

Veränderungssperre nach § 44a Abs. 1 S. 1 EnWG 

in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt 

dem Träger des Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den 

vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 

EnWG). 

 

(8) Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO): Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 an-

wendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass 

im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit erho-

benen Einwendungen und darin mitgeteilten perso-

nenbezogenen Daten ausschließlich für das Planfest-

stellungsverfahren von der Anhörungs- und Plan-

feststellungsbehörde erhoben, gespeichert und verar-

beitet werden. Die persönlichen Daten werden benö-

tigt, um die Betroffenheit beurteilen zu können. Sie 

werden so lange gespeichert, wie dies unter Beach-

tung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die 

Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten kön-

nen an den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden 

Büros zur Auswertung der Stellungnahmen und Ein-

wendungen weitergegeben werden. Insoweit handelt 

mailto:poststelle@brdt.sec.nrw.de
mailto:poststelle@brdt-nrw.de-mail.de
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/service/kontakt
https://www.bezreg-detmold.nrw.de/service/kontakt
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es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige 

Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflich-

tung gem. Art. 6 Abs. 1 S. 1 c) DSGVO. Weitere In-

formationen finden Sie unter:  

www.bezreg-detmold.nrw.de/datenschutzhinweise. 

 

(9) Gem. § 43a Nr. 2 EnWG werden die Einwendun-

gen und Stellungnahmen der Vorhabenträgerin zur 

Erstellung einer Erwiderung zur Verfügung gestellt; 

auf Verlangen des Einwenders kann dabei dessen 

Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, 

wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des 

Verfahrens nicht erforderlich sind. 

 

Abl. Bez. Reg. Dt 2026 S. 5 

 

4 

Kommunalaufsicht; 

hier: Änderung der öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung zwischen der Stadt Pader-

born und dem Kreis Paderborn „Archivwe-

sen“ 

 
Bezirksregierung Detmold 

Az.: 31.01.2.3-002/2025-004 

 

Detmold, den 02. Januar 2026 

 

Änderungsvereinbarung zur öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung 

 

zwischen der Stadt Paderborn, 

Am Hoppenhof 33, 

33104 Paderborn, 

vertreten durch den Bürgermeister, 

 

und dem Kreis Paderborn, 

Aldegreverstraße 10-14, 

33102 Paderborn, 

vertreten durch den Landrat, 

 

zur Zusammenarbeit bei der Wahrnehmung von 

Aufgaben nach dem Archivgesetz NRW vom 

08.11.2016 

 

§ 1 Änderung von § 6 Abs. 5 

 

§ 6 Abs. 5 S. 1 der öffentlich-rechtlichen Vereinba-

rung vom 08.11.2016 wird wie folgt geändert: 

 

Das für die Erstattung gemäß Abs. 1 zugrunde zu le-

gende Verhältnis der verwahrten Archivalien beider 

Vereinbarungspartner beträgt zum Stichtag 

01.02.2026 63 % für die Stadt und 37 % für den 

Kreis. 

 

Im Übrigen bleibt § 6 Abs. 5 unverändert bestehen. 

 

§ 2 Inkrafttreten 

 

Diese Änderungsvereinbarung tritt zum 01.02.2026 

in Kraft. 

 

Paderborn, den 18.Dezember 2025 

Stadt Paderborn  

Stefan-Oliver Strate 

Bürgermeister 

 

Carsten Venherm 

I. Beigeordneter 

 

Paderborn, den 18. Dezember 2025 

Kreis Paderborn 

Christoph Rüther 

Landrat  

 

Ingo Tiemann 

Kämmerer 

 

Abl. Bez. Reg. Dt 2026 S. 8 

 

C. Rechtsvorschriften und Bekanntma-

chungen anderer Behörden und Dienst-

stellen 
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Öffentliche Bekanntmachung über eine öf-

fentliche Zustellung 

 
Kreispolizeibehörde Herford 

Az.: Az: ZA 1.1 – 59.1/24 

 

Herford, den 06. Januar 2026 

 

Öffentliche Zustellung gemäß § 10 Absatz 1 Nr. 1 

des Landeszustellungsgesetzes vom 07. März 2006 

(GV.NRW. S. 94) das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-

setzes vom 23. Juni 2021 (GV.NRW.S.762) geändert 

worden ist. 

Für 

Herrn 

Vasile Baicu 

geb. am 05.12.1983 

letzte hier bekannte Anschrift: 

Sandweg 6 

45739 Oer-Erkenschwik 

Kann ein Schriftstück der Kreispolizeibehörde 

Herford, Az: ZA 1.1 – 59.1/24 vom 06.01.2026 auf-

grund des unbekannten Aufenthalts nicht zugestellt 

werden. 

Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an fol-

gender Adresse, unter Beachtung der allgemeinen 

Dienstzeiten sowie vorheriger telefonischer Termin-

vereinbarung unter 05221-888-1516, unverzüglich 

abzuholen. 

Anschrift: 

Kreispolizeibehörde Herford Dir. ZA 1.1 Raum 116 

Hansastraße 54 32049 Herford 

Hinweis: 

http://www.bezreg-detmold.nrw.de/datenschutzhinweise
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Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 des Landeszustellungs-

gesetztes gilt das Schriftstück als zugestellt, wenn 

seit dem Tag des Aushangs dieser Benachrichtigung 

beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Be-

nachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es 

wird darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung 

des Schriftstücks durch öffentliche Bekanntma-

chung Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Im Auftrag 

Faber 

 
Abl. Bez. Reg. Dt 2026 S.8 
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